
Bundeesozialgericht

5 RKn 171/64

Verkündet am
130 April 1967

Reg0bcreekretär
Schriftführer

I m N a m e n d e e V o l k e e

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisioneklägerin„

gegen

Beklagte und Revisionebeklagteo

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichte hat auf die

mündliche Verhandlung vom 150 April 1967 durch

Bundesrichter Dr„ D a p p r i c h

— Vorsitzender — „
Bundesrichter M e l l w i t z ‚
Bundesrichter Dr„ W i t t e ‚
Bundessozialrichter S c h'l @ g e l und

Bundessozialrichter van B ü r c k

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

20 April 1964 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten Sind unter den Beteiligten

nicht zu eretatten°
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G r u n d e :
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Die Revisionstlägerin setzt den Rechtsstreit ihres am

140 Oktober 1965 verstorbenen Ehemannee (Versicherter)

fort? mit dem sie nach einer Auskunft des Oherstadtdirektors

der Stadt Gladbeck vom 90 Mai 1966 bis zu dessen Tode in

häuslicher Gemeinschaft gelebt hat„ Der Antrag des Ver—

sicherten vom 210 Juni 1957 auf Knappschaftsrente war von
der Beklagten mit Bescheid vom 220 November 1958 auf Grund

ärztlicher Gutachten abgelehnt worden; sein Widerspruch

blieb erfolgloso Auf die Klage des Versicherten hatte das

' “eingehOlt,Sozialgericht (SG) ein Gutachten von Dro Imi
„

der eine gesundheitliche Verschlechterung feststellteo In

“der mündlichen Verhandlung vor dem SG erkannte nunmehr die

Beklagte den Anspruch des Versicherten auf Rente wegen

Berufsunfähigkeit für die Zeit vom 1° August 1959 ab an

und verpflichtete sich9 einen entsprechenden Bescheid zu
erteileno Der Versicherte nahm das ßnerkenntnis an‚

vers

“folgte jedoch seinen Anspruch auf Rente für die Zeit vor

dem 10 August 1959 weiter° Mit Urteil vom 100 Januar 1960

— S 4 KnR 579/59 —hat das SG die Klage abgewiesen und den
Kläger die der Beklagten durch die Urteilsfällung entstanw

dene höhere Pauschgebühr als Mutwillenskosten auferlegto

Die Berufung des Versicherten gegen dieses Urteil wurde

vom Landessozialgericht (LSG) durch Beschluß nach @ 216

Abso 1 Nro 5 a des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) mit der

Begründung verworfen9 sie sei nicht statthaft‚ weil sie

nur Rente für abgelaufene Zeiträume betreffe; auch sei

keine der Voraussetzungen nach @ 150 SGG erfüllt9 insbe«
sondere lägen gerügte Verfahrensmängel des SG nicht vor°
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Am 90 Oktober 1962 beantragte der Versicherte beim SG die
Wiederaufnahme des Verfahrens‚ Gewährung der Rente bereits ab

219 Juni 1957 und Rückerstattung der ihm zu Unrecht aufge—

legten Verfährenskosten in Höhe von 30„—— DM° Das SG hat

durch Urteil naeh Lage der Akten vom 22° März 1963 die Klage

abgewiesen und dem Kläger die der Beklagten durch das Wieder—

aufnahmeverfahren entstehende Gebühr als Mutwillenskosten auf—‘

gelegto Die Wiederaufnahmeklage sei — so führt es aus — nicht

statthaft, weil der Kläger keinen der gesetzlich zugelassenen

Wicderaufnahmegründe geltend gemacht9 sich vielmehr im wesent—

lichen auf die Wiederholung seines früheren Vorbringens be—

schränkt habee

Mit der Berufung hat der Versicherte geltend gemacht9 das klage—

abweisende Urteil vom 19„ Januar 1960 sei
nur gefällt worden? .

weil er nicht auf einen Vergleich eingegangen sei„ Das Gut—

achten vom 110 Juli 1962 könne er nicht anerkennen? weil keine

hinreichende Untersuchung stattgefunden habe„' Da es sich bei

ihm um eine Berufskrankheit handele? sei_ä 150 Ziff° 5 SGGan—
zuwendeno _Nach dem Gutachten von Dr„ 32111:

aus dem Jahre l959

könnten ihm nur 4 — 6 Stunden täglicher Arbeit in geschlossenen

*Räumeh; vorwiegend im Sitzen zugemutet werden„ Bereits 1947

habe er aber bei der Arbeit in geschlossenen Räumen einen schweu

iren Rückfall erlitten‚ dagegen sei die Zuckerkrankheit erst

1953 aufgetreteno In dem Urteil vom 190 Januar 1960 sei das
Gericht

von dem Vorliegen einer leichten Diabetes ausgegangen;

das stimme nicht mit den Aussagen des Laboranten übers-in9 es
sei eine falsche Eintragung in den Laborakten vermerkt werden@

Zu der mündlichen Verhandlung am 22° März 1965 habe er wegen

seiner schlechten wirtschaftlichen Lage nicht kommen können; das

habe er dem SG rechtzeitig mitgeteilto 'Der Versicherte stellte

vor dem LSG den Antrag?
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das Urteil des Sozialgerichts Gelsenkirchen

vom 220 März 1963 abzuändera, die Wiederauf—

nahme zuzulassen und unter Aufhebung der in

der Sache L 2 Kn 33/60 ergangenen Entschei—

dungen die Beklagte zu verurteilen9 ihm von

Anfang Juni 1957 bis Ende Juli 1959 Rente wegen

Berufsunfähigkeit, hilfsweiee wegen Verminder»

ter bergmännischer Berufsfähigkeit zu gewähreno

Das 181 hat die Berufung als unzulässig verworfeno Sie

ei — so wird ausgeführt — nach @ 146 39G_eusgesöhlosseng

den} sie betreffe nur den Hentensnspruch für einen Zeitm

raum? der bei Einlegung der herufung bereits abgelaufen

ware Obgleich es sich bei dem angefoc tenen Urteil um ein

Prozeßurteil handele? sei doch bei Prüfung der Stattheftigm

heit der Berufung von dem zugrunde liegenden materiell—

rechtlichen Anspruch auszugehen; Das ergebe sich aus dem

Wortlaut des g 146 SGG idF des Gesetzes vom 250 Juni 1958;
hiernach komme es nur auf den mit der Eerufung geltend gew‘

machten Anspruch ano Die Berufung sei auch vom SG nicht
».

ausdrücklich nach 3 150 Nro 1 SGG zugelassen worden; eine

Stattheftigkeit nach @ 150 Nro 5 SGG komme der Sache nach

hier nicht in Betrachta

Die Berufung des Klägers sei auch nicht nach @ 150 Nr„ 2

SGG statthaft‚ weil er keinen wesentlichen Verfahrensmengel

gerügt habe„ Insbesondere könne ein wesentlicher Verw

fahrensmangel nicht darin erblickt werden? daß das SG nicht

nachträglich noch das persönliche Erscheinen des Klägers

angeordnet9 sondern trotz seines Ausbleibens im Termin

antrsgsgemäß nach Lage der Akten entschieden habe„ Angem

siehts der verhältnismäßig geringen Entfernung des Wohn«

sitzes des Klä@ers vom Sitz des Gerichts hätte auch kein

Anlaß bestander7 das persönliche Erscheinen des Klfgers

mit der Terminsledung oder auf seine Nachricht vom 14„ März

1963 hin anzuordneno Das übrige Vorbringen des Klägers
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in der Berufungsbegründung'betreffe nicht das Verfahren des

SG in dem vorliegenden Rechtsstreit, sondern das frühere oder

andere nebenher laufende Verfahreno So sei das Gutachten
vom

110 Juli 1962 in dem Rechtsstreit S 9 KnR 156/61 eingeholt
werden? das einen Anspruch auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit_

betreffe° Das von Dr„ L21:31 am 280 Oktober 1959 erstattete

_Gutachten sei in dem rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren

8 4 KnR 379/59 eingeholt worden9 dessen Wieäeraufnahme der
Kläger nunmehr begehreo Soweit der Kläger aus diesem Gut—

achten in Verbindung mit dem ersten Auftreten seiner Zuckerm

krankheit im Jahre 1955 auf einen Verfahrensmangel schließe9
greife er allenfalls die Beweiswürdigung im Urteil des SG

vom 193 Januar 1960 an° Dieses Vorbringen enthalte aber kei»

nen der gesetzlich zugelassenen Wiederaufnahmegründeo Mit der

Behauptung‚ es sei eine falsche Laboreintragung vorgenommen
worden‚_greife der Kläger schließlich das im Verwaltungenarfah«

':vom 7„ Juliren der Beklagten eingeholte Gutachten des Dr° L;
1958 ano Da der Kläger auch in der mündlichen Verhandlung vor

dem LSG keinen wesentlichen Verfahrensmangel gerügt habe? sei

die Berufung als unzulässig zu verwerfeno

Das LSG hat die Revision zugelassen° IGegen das am 2„ April

1964 verkündete und'am 21„ Juli 1964 zugestellte Urteil hat

der Versicherte am
29? April 1965 zugleich mit dem Antrag auf

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand die Revision-eingelegt

und begründet9 nachdem ihm durch Beschluß des Senats vom

290 März 1965 das Armenrecht bewilligt und ein Rechtsanwalt
beigeordnet worden waro

Die Revision rügt unriehtige Anwendung des @ 146 SGGO Das LSG

habe_die Berufung zu Unrecht als unzulässig verworfen9 statt

sachlich über die Klage zu entscheiden° Unmittelbarer Gegen—

stand des vorliegenden Rechtsstreits sei ein prozeßrechtliches

Begehren9 nämlich die Wiederaufnahme eines rechtskräftig ab—

geschlossenen Verfahrens; allein hiermit befasse sich auch das
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mit der Berufung angefochtene Urteil des SG vom 22„ märz
19630 Die Berufung gegen.ein solches Urteil sei nicht

gesetzlich ausgeschlosseno Die Berufung sei auch begr

Bei dem Urteil des SG vom 19„ Januar 1960 handele es sich

ändeto

um ein Schiedsurteil im Sinne von $ 510 c der Zivilprozeßm

ordnung (ZPO)Q Maßgeblich für diese Einordnung sei der

“Gesichtspunkt, daß das Gericht als einzige Instanz ent"

scheide und kein Rechtsmittel gegeben sei„ Da die Wieder—

aufnahme im sozialgerichtlichen Verfahren Sich nach den Vor“—

schriften der ZPO richte9 sei auch die Vorschrift anzuwen—

den, wonach gegen ein Schiédsurteil die Nidhtigkeitsklage

stattfindet9 wenn der Bartei in dem Verfahren das rechtliche

Gehör nicht gewährt worden istu Dieser Vorwurf sei aber

vom Kläger bereits im ersten Verfahren erhoben worden° Das

SG habe seiner damaligen Entscheidung nämlich ein von den

Ärzten der Beklagten erstattetes Gutachten zugrunde gelegt}

das dem Kläger nicht abschriftlich9 sondern nur während der
Verhandlung in Stichworten mitgeteilt werden sei„ Der Kläger

habe somit nicht die.Möglichkeit gehabt9 sich gegen dieses

für ihn Ungünstige Gutachten wirksam zu verteidigen‚ sich

insbesondere durch einen Arzt beraten zu lassen; Das SG

habe auch den Sachverhalt damals nicht hinreichend auf”

geklärt; mit Rücksicht auf den Befund im Gutachten von
Dr° l;1i;jjund eine Bescheinigung über eine Harnzuckerw
untersuchung aus 1953 hätte es zu dem genannten Gutachten '

laus 1958 noch weitere Ermittlungen anstellen müssenc ‘

Die Wiederaufnahmeklage sei auch rechtzeitig erhoben wordenc

Die.Berufung des Klägers gegen das Urteil vom 190 Januar '

1960 sei durch Beschluß als unzulässig mit der Belehrung

verworfen werden? daß gegen diesen Beschluß kein Rechts—

mittel gegeben seio Der Versuch des Klägers? mit seinen

Anträgen auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit und vorgezogew

nes
Altersruhegeld in den_Verfahren S 9 KnR 156/61 und.

S 9 RnB 63/63 des SG GelSenkirchen auch die Frage der Rente
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für die zurückliegende Zeit zu regeln? sei erfolglos ge—
bliebeno_ Sobald er das erkannt habe9 habe er die Wiederaufn
nahmeklage erhobeno ‘ '

Dem Kläger seien auch zu Unrecht.sowohl in dem Urteil vom

19„ Januar 1960 wie auch in dem Urteil vom 220 März 1965 Muth
willenehosten auferlegt worden9 obgleich er in beiden Fällen

in gutem Glauben an die Berechtigung der für ihn lebenswich—

tig
) en Ansprüche eine gerichtliche Entscheidung begehrt_habeo

Die Klägerin beantragt„

unter Aufhebung des angefochtenen Urteile und des

Urteils des SG Gelsenkirchen vom 220 März 1965

— S 9 KnR 193/62 — der Klage stattzugeben und die
Kosten des Verfahrens der Beklagten aufzuerlegeng

hilfsweise9 unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

äie Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG Nordrhein—Westfalen bzwo an das SG Gelsen—

kirchen zurückzuverweiseno

Die Beklagte beantragt;

_die Revision der Klägerin zurückzuweisenQ

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig° Sie weist da—
rauf hin„ daß der damalige Kläger sich in den beiden Vorinstan—

zen nicht auf die Versagung des rechtlichen Gehörs als Wieder_

aufnahmegrund berufen habeo Auch habe er es in dem früheren

Verfahren unterlassen; die Versagung des rechtlichen Gehörs

als Verfahrensmangel mit der Berufung gegen das Urteil des SG

vom i9„ Januar 1960 zuru'gen° _Die Rüge sei auch unbegründet9

da der Kläger auf das Gutachten von 1958 und seinen wesentlichen
Inhalt durch den Ablehnungsbescheid und‚das gerichtliche Gut«

' tfhingewiesen werden seiachten des Sachverständigen Dro II

und es ihm freigestanden habe9 Akteneinsicht zu nehmen oder

sich eine Abschrift fertigen zu 1aseen„
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Die durch zulassung statthafte Revision (@ 162 Abs; 1 Nr„ 1
SGG) ist formgerecht eingelegt und begründet worden„ Wegen

der Revisionsfrist war die Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand gemäß 5 67 SGG zu gewähren? da das rechtzeitig be«

antragte Armenrecht dem damaligen Revisionskläger erst nach

Ablauf der Revisionsfrist bewilligt und der Wiedereinsetzungsw

antrag binnen eines Monats nach der Armenrechtsbewilligung

unter Nachholung der versäumten Rechtshandlungen gestellt

werden ist„ ‘

Die Revision ist jedoch unbegründet;‘das LSG hat die Beru—

fung zu Recht als unzulässig verworfeno Gemäß @ 179 Abs„ 1

SGG richtet sich das Wiederaufnahmeverfahren in der Sozial“

gerichtsbarkeit nach den Vorschriften des Vierten Buches

der Zivilprozeßordnungo Dort ist in 5 591 bestimmt9 daß
im Wiederaufnahmeverfahren Rechtsmittel insoweit zulässig

sind9 als sie gegen die Entscheidungen der mit den Klagen

befaßten Gerichte überhaupt stattfindeno Das bedeutet zu_

nächst9 daß in den Fällen? in denen * wie hier — das SG

über die Wiederaufnahmekläge entschieden hat9 die Berufung

an das LSG nach @ 143 SGG grundsätzlich stattfindet; uls
daß aber auch die einschränkenden Bestimmungen der @@144 ff

anzuwenden sind° Nach @ 146 SGG ist in Angelegenheiten der

Rentenversicherungen—die Berufung ua nicht zulässig9 soweit

sie nur die Rente für bereits abgelaufene Zeiträume be—

trifft° Im vorliegenden Fall betrifft aber die Berufung

hinsichtlich des materiellen Anspruchs nur Rente für bereits

abgelaufene Zeiträumeo Wenn darüber hinaus im Berufungsw

antrag verlangt wird9 die Wiederaufnahme zuzulassen und die

in dem früheren Verfahren ergangene EntsCheidung aufzuhebenp

so handelt es sieh dabei um die kennzeichnende Besonderheit

des Wiederaufnahmeverfahrenso' Ist aber speziell für das
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Wiederaufnahmeverfahren bestimmt‚ daß ua @ 146 SGG auch hier

anzuwenden ist9 so kann eben der Umstand? daß es sich um ein

Wiederaufnahmeverfahren handelt‚ dieser Anwendung nicht ent«-

gegensteheno Denn die Vorschrift des @ 591 ZPO? daß im Wie—

deraufnahmeverfahren die allgemeinen Vorschriften über die

Statthaftigkeit von Rechtsmitteln gelten9 bedeutet ja auch?

daß sie so anzuwenden sind9 als ob es sich eben nicht um ein

Wiederaufnahmeverfahren handeln würde„ Laßt man aber im vor—

liegenden Fall die Besonderheit, daß es sich um eine Wieder—

aufnahmeklage handelt? außer Betracht9
so betrifft die Beru—

fung nur Rente für bereits abgelaufene Zeiträumeo Iemgemäß

"st die Berufung nach @ 146 SGG unstatthaft„ Das entspricht

auch dem Sinn und Zweck des Berufungsausschlusses naeh @ 146

SGG9 durch den der Rechtszug in solchen Angelegenheiten be—

schränkt Werden soll9 die für den Versicherten im allgemeinen

von geringerer Bedeutung sind; für diese Bewertung kann es“

aber allein auf den Inhalt des materiellen Anspruchs ankommeno

Die diese Frage betreffenden Ausführungen der Klägerin liegen

daher neben der Sache„ Es ist entgegen der Ansicht der Klä—

gerin insofern vor allem ohne jede Bedeutung‚ daß das SG sich

mit der Begründetheit des materiellen Anspruchs überhaupt nicht

befaßt hat° Ebenso Verkennt die Klägerin7 daß es9 anders als

nach der vor dem 10 Juli 1958 geltenden Fassung des @ 146 SGG‚

für die Frage der Statthaftigkeit der Berufung auf deren

Gegenstand und nicht auf den Inhalt des angefochtenen Urteils

l_
l

ankommtg

Die Berufung des damaligen Klägers ist auch nicht nach den

Ausnahmetatbeständen des @ 150 SGG statthafto Das SG hat die

Berufung nicht zugelassen (@ 150 Nro 1 SGG)„ Das LSG hat zu—
treffend erkannt‚ daß der die Rechtsmittelbelehrung einleitende

Satz: "Gegen dieses Urteil kann „000 Berufung eingelegt werden"

keine gerichtliche Entscheidung über die besondere Zulassung

nach @ 150 Nr° 1 SGG darstellto Auch kommt der Tatbestand

nach % 150 Nro 5 SGG hier nicht in Betracht9 weil weder der
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ursächliche Zusammenhang einer Gesundheitsstörung mit einem

Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit im Streit ist? noch

‚das SG in dem angefochtenen Urteil eine Gesundheitsstörung

nicht als feststellbar erachtet hato Nach @ 150 Nr„ 2 SGG
ist die Berufung statthaft‚ wenn ein wesentlicher Mangel des

Verfahrens vorliegt und gerügt wird9 und zwar ein Mangel des

Verfahrens9 in dem das mit der Berufung angefochtene Urteil

ergangen isto Auch hierfür sind die Voraussetzungen nicht

erfüllt; die Rügen des damaligen Klägers greifen nicht durch

Das LSG hat zutreffend erkannt9 daß es keinen wesentlichen

Verfahrensmangel darstellt9 daß das SG bei seinem Ausbleiben

0

im Termin auf Antrag der Beklagten nach Lage der Akten ent«

schieden hat‚ nachdem der Kläger in der Ladunv auf diese

Möglichkeit hingewiesen werden war (@ 726 SG'G)° Bei der
verhältnismäßig geringen Entfernung bestand für das SG auch

kein hinreichender Anlaß9 das persönliche Erscheinen des

Klägers bei der Ladung oder nachträglich anzuordnen‚ zumal

der Kläger in dem Schreiben9 in dem er auf seine schlechte

wirtschaftliche Lage hinwies9 selbst zum Ausdruck brachte?

es müsse "nach Lage” entschieden werden„ Alles übrige Vor—

bringen des Klägers in der Berufungsinstanz bezieht sich?

wie in dem angefochtenen Urteil zutreffend ausgeführt wird„

nicht auf Mängel des sozialgerichtlichen V rfahrens in diem

sem Rechtsstreito Nun würde es allerdings bereits als we«
sentlicher Mangel dieses Verfahrens anzusehen sein9 wenn

_
das SG zu Unrecht die Klage als unzulässig abgewiesen hatte?

anstatt in der Sache selbst zu entscheideno Allerdings hat

der damalige Kläger eine Rüge dieser Art nicht ausdrücklich

erhoben und es mag zweifelhaft sein? ob man sie bereits seiw

nem erkennbaren Streben nach einer Sachentscheidung in Verm

bindung mit seiner Unzufriedenheit mit der sozialgericht—

lichen Entscheidung inhaltlich entnehmen könnte„ Ein solcher
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Verfahrensmangel liegt jedenfalls nicht vor, da keine nach

5 179 SGG ioVom° @@578 ff ZPO zugelassenen Wiederaufnahme—
gründe gegeben sind°

Wenn die Revision.als Wiederaufnahmegrund nach @ 579 Abso 3

ZPO die Versagung des rechtlichen Gehörs in dem früheren

Verfahren geltend macht? so verkennt sie? daß diese Vorschrift

im sozialgerichtlichen Verfahren schon deshalb nicht zur An—

wendung kommen kann9 weil es hier kein Schiedsurteil im Sinne

der_ZlO gibt„ Das Schiedsurteil nach 5 510 0 ZPOist ein in
einem besonders frei gestalteten Verfahren — dem sogo "Klein—

verfahren“ — rgehendes und ausdrücklich so bezeichnetes End—

urteil, das einem im ordentlichen Verfahren ergangenen rechts—

kräftigen Urteil gleichsteht9 also überhaupt keinem ordent—

lichen Rechtsmittel unterliegto Die Sozialgerichtsharkeit

kennt kein solches "Kleinverfahren"; alle Urteile ergehen

im ordentlichen Verfahren9 sind grundsätzlich rechtsmittel—

fähig und werden daher erst nach Ablauf der Rechtsmittelfrist

oder erfolgloser Durchführung des Rechtsmittels rechtskräftigo

Da in einem solchen Verfahren die Rüge vorliegender wesent—
licher Verfahrensmängel die Berufung stets statthaft macht9

besteht auch kein Anlaß, gesetzlich einen besonderen Vieder—

aufnahmegrund wegen
bestimmter Verfahrensmängel zuzulasseno

Da das SG somit die Wiederaufnahmeklage zu Recht als unzum

lässig angesehen hat, liegt kein Verfahrensmangel darin, daß

es nicht sachlich neu entschieden hate Die Berufung ist daher

auch nicht nach @ 150 Nr„ 2 SGG statthaft„

Soweit sich der Kläger gegen die Auferlegung von Mutwillensw

kosten wendet? wäre die Berufung nur statthaft9 wenn auch die

Berufung in der Hauptsache zulässig wäre? da die Koster—

‚entscheidung allein nicht berufungsfähig ist (@ 144 Abs„ 2 SGu
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Das LSG hat daher die Berufung zu Recht als unzulässig

verworfen°

Demgemäß ist die Revision zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 793 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

